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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 9 V 31/12 B 
 
L 2 VI 35/09 ZVW (Schleswig-Holsteinisches LSG) 
S 13 VJ 26/04 (SG Schleswig) 
 
 
 
……………………………………….., 
 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………………., 
 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Land Schleswig-Holstein, 
vertreten durch das Landesamt für soziale Dienste des Landes Schleswig-Holstein, 
Steinmetzstraße 1-11, 24534 Neumünster, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 19. September 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d  sowie die Richter   K r u s c h i n s k y    und 

O t h m e r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Schleswig-

Holsteinischen Landessozialgerichts vom 11. April 2012 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen Kosten 

zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 11.4.2012 hat das Schleswig-Holsteinische Landessozialgericht (LSG) einen An-

spruch der Klägerin auf Versorgung nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSG) wegen gesund-

heitlicher Folgen von Schutzimpfungen vom 30.5.2002, 27.6.2002 und 1.8.2002 verneint. 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin beim 

Bundessozialgericht (BSG) Beschwerde eingelegt, die sie mit dem Vorliegen einer 

grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) sowie von 

Verfahrensmängeln (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG) begründet. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig. Ihre Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen; die geltend gemachten Zulassungsgründe sind nicht ordnungsge-

mäß dargetan worden (vgl § 160a Abs 2 S 3 SGG).  

 

Grundsätzliche Bedeutung iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG hat eine Rechtssache nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig 

ist. Ein Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berück-

sichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung und des Schrifttums angeben, welche 

Rechtsfragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung aus 

Gründen der Rechtseinheit oder Rechtsfortbildung erforderlich ist, und dass das angestrebte 

Revisionsverfahren eine Klärung erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, 

muss ein Beschwerdeführer mithin Folgendes aufzeigen: (1) eine bestimmte Rechtsfrage, (2) 

ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, (3) ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit sowie (4) die über 

den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung, also eine 

Breitenwirkung (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17; BSGE 40, 158 = SozR 1500 § 160a Nr 11; 

BSG SozR 1500 § 160a Nr 7, 13, 31, 59, 65). Diesen Anforderungen genügt die vorliegende 

Beschwerdebegründung nicht. 

 

Zum einen hat es die Klägerin bereits versäumt, eine bestimmte Rechtsfrage zu formulieren, 

die sich bezogen auf den vorliegenden Fall als klärungsbedürftig und klärungsfähig darstellt. 

Selbst wenn man aus ihrem Vorbringen die Rechtsfragen entnehmen wollte, ob eine Dissonanz 

zwischen den Bundesgerichten zum Beweismaß des Vollbeweises besteht und vor diesem 

Hintergrund sowohl die Impfkomplikation als auch die dauerhafte Gesundheitsstörung mit an 

Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit feststehen müssen, hat es die Klägerin versäumt, die 

Klärungsbedürftigkeit der von ihr angesprochenen rechtlichen Problematik unter Auswertung 

der auch vom LSG angeführten Rechtsprechung des BSG näher darzulegen. Diese wäre 

nämlich zu verneinen, wenn die von ihr aufgeworfene rechtliche Fragestellung bereits 

höchstrichterlich beantwortet ist (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 51; BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 13, 65) oder wenn sich für die Antwort in höchstrichterlichen Entscheidungen bereits 
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ausreichende Anhaltspunkte finden lassen (vgl BSG SozR 3-1500 § 146 Nr 2; BSG SozR 

3-1500 § 160 Nr 8).  

 

Auch die Ausführungen der Klägerin zur Klärungsfähigkeit reichen nicht aus. Selbst wenn die 

von der Klägerin vermeintlich aufgeworfene Rechtsfrage in ihrem Sinne dahin zu beantworten 

wäre, dass für den Vollbeweis ein Grad von Gewissheit ausreichend ist, der Zweifeln eines be-

sonnenen, gewissenhaften und lebenserfahrenen Beurteilers Schweigen gebietet, so fehlt es 

an einer schlüssigen Darlegung, inwiefern dieser Maßstab zu einer für die Klägerin günstigeren 

Entscheidung des LSG führen würde. Dabei ist zu berücksichtigen, dass das LSG seine Ent-

scheidung kumulativ begründet hat (vgl dazu BSG SozR 1500 § 160a Nr 5, 38), indem es so-

wohl die Voraussetzungen nach § 60 Abs 1 S 1 IfSG als auch die nach § 61 Abs 2 S 2 IfSG als 

nicht erfüllt angesehen hat. Im Rahmen seiner Prüfung des § 61 Abs 2 S 2 IfSG hat das LSG 

bereits die gute Möglichkeit für das Vorliegen eines ursächlichen Zusammenhangs verneint. 

Damit käme es auf die Beantwortung der von der Klägerin gestellten Rechtsfrage nicht an. Um 

ihrer Darlegungspflicht nachzukommen, hätte sich die Klägerin deshalb auch mit dem Kausali-

tätserfordernis nach § 61 Abs 2 S 2 IfSG auseinandersetzen und insoweit ggf einen Revisions-

zulassungsgrund geltend machen müssen.  

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde -  wie hier - auch darauf gestützt, dass ein Verfahrens-

mangel vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 

SGG), so müssen zur Bezeichnung des Verfahrensmangels die diesen (vermeintlich) begrün-

denden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Darüber hinaus ist die Darlegung 

erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG - ausgehend von dessen materieller 

Rechtsansicht - auf dem Mangel beruhen kann, dass also die Möglichkeit einer Beeinflussung 

des Urteils besteht (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 34, 36). Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 

Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel allerdings nicht auf eine 

Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur 

gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne 

hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Soweit die Klägerin sinngemäß eine unzureichende Aufklärung des Sachverhalts (§ 103 SGG) 

rügt, hat sie es entgegen den Erfordernissen des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG unterlassen, 

einen Beweisantrag zu bezeichnen, den das LSG zu Unrecht übergangen hat. Ferner ist das 

LSG auch in Anbetracht der Regelungen der §§ 106 Abs 1 und 112 SGG nicht verpflichtet, auf 

die Stellung eines Beweisantrags hinzuwirken (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 13). Entsprechend 

verhält es sich mit der Rüge einer Verletzung des Grundsatzes der Gewährung rechtlichen Ge-

hörs (§ 62 SGG). Mit dieser kann ein Beteiligter nur dann durchdringen, wenn er vor dem LSG 

alle prozessualen Möglichkeiten ausgeschöpft hat, um sich Gehör zu verschaffen (vgl Keller in 

Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 10. Aufl 2012, § 62 RdNr 11d mwN). Dass die anwaltlich 

vertretene Klägerin im Berufungsverfahren diesen Anforderungen genügt hat, ist ihrem Be-
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schwerdevorbringen nicht zu entnehmen. Tatsächlich kritisiert sie die Beweiswürdigung des 

LSG (vgl § 128 Abs 1 S 1 SGG), womit sie gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG von vornhe-

rein keine Revisionszulassung erreichen kann. Entsprechendes gilt, soweit die Klägerin eine 

unzutreffende Rechtsanwendung des LSG rügen wollte (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 7 

S 10). 

 

Die Beschwerde ist daher ohne Hinzuziehung ehrenamtlicher Richter als unzulässig zu verwer-

fen (§ 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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